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Neumünster, 25. November 2024 
 
Referentenentwurf einer Fünften Verordnung zur Änderung der Betäubungsmittel-Ver-

schreibungsverordnung des Bundesministeriums für Gesundheit 

 

Bezug: Schreiben vom 13.11.2024 

 

Sehr geehrte Frau Dr. Hinze, 

 

die Bundesvereinigung der Anstaltsleiterinnen und Anstaltsleiter im Justizvollzug e. V. (im fol-

genden Bundesvereinigung) bedankt sich für die Gelegenheit, zur beabsichtigten Änderungsver-

ordnung Stellung nehmen zu können. 

 

Die Bundesvereinigung begrüßt die Möglichkeit einer Substitutionsbehandlung von Gefangenen 

im Rahmen des Behandlungsauftrags des Justizvollzugs. Durch Erhalt der Teilnahmemöglich- 
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keit Gefangener an Alltagsprozessen durch vernünftigen Einsatz einer Substitutionsbehandlung 

wird nach hiesiger Auffassung ein bedeutender Beitrag zur Erfüllung des gesetzlichen Resoziali-

sierungsauftrags geleistet. 

 

Auch gegen die beabsichtigte Erweiterung einsetzbarer Substitutionsmittel werden daher keiner-

lei Bedenken gesehen. 

 

Obwohl diesseits nur mit einem geringen Anstieg der Patientenzahlen für die Substitutionsbe-

handlung mit Diamorphin gerechnet wird, da die Entwicklung von den begrenzten Kapazitäten 

der diamorphinsubstituierenden Einrichtungen abhänge, wird zu bedenken gegeben, dass bei 

Eröffnung des Angebots für die Gefangenen die Möglichkeit besteht, sich ein derartiges Angebot 

auch einzuklagen. Die Erweiterung des Angebots sollte daher auch mit einer Erweiterung der 

entsprechenden Behandlungskapazitäten einhergehen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Yvonne Radetzki 
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